
Jede Verfassungsberatung in Deutschland muß sich 
zunächst die Frage stellen: „Hat das deutsche Volk 
ein Hecht auf Selbstbestimmung seiner Verfassung?“ 
Zu diesem Thema referierte Prof. Dr. Alphons S t e i ­
n i g e r ,  Berlin. Er prüfte diese Frage in einer über­
aus lebendigen und vielseitigen Weise nach der völker­
rechtlichen und staatsrechtlichen Seite und faßte da­
mit die über diese Gegenstände geführten wissen­
schaftlichen Diskussionen nochmals gemeinverständ­
lich zusammen* 2). Steiniger kommt nach gründlicher 
Überprüfung der der alliierten Besatzungsherrschaft 
zugrundeliegenden Dokumente zu dem Ergebnis, daß 
durch die Niederwerfung des „Dritten Reiches“ zwar 
ein Debellatio, d. h. eine völlige kriegerische Auf­
lösung und Vernichtung der deutschen Staatsgewalt 
stattgefunden habe, daß aber dennoch die F o r t ­
e x i s t e n z  d e s  d e u t s c h e n  V o l k e s  a l s  W i r ­
k u n g  s  -  u  n  d  H a n d l u n g s e i n h e i t  zu bejahen 
sei, weil eine Annexion nicht erfolgt, vielmehr von 
den alliierten Mächten ausdrücklich abgelehnt worden 
sei. Steiniger prüft auch die Frage, ob etwa die Fort­
existenz der deutschen Handlungseinheit durch die 
e i g e n e  Entscheidung des deutschen Volkes erloschen 
sei. Mit Genugtuung stellte er fest, daß auf der 
Tagung der Völkerrechtslghrer in Hamburg vom 16. 
und 17.4.19473) niemand diese Frage bejaht habe. 
Politisch bedeutsamer noch als dies ist, daß sich gegen 
die von der Volkskongreßbewegung aufgestellten Ziele 
der Herstellung der Einheit Deutschlands und der 
Konstituierung einer deutschen demokratischen Re­
publik nirgends in Deutschland eine gewichtige Stim­
me erhoben hat, mögen auch über die Art und Weise 
des Weges dahin abweichende Meinungen vertreten 
worden sein. Die auch im Westen und Süden Deutsch­
lands einsetzenden Verfassungsberatungen lassen er­
kennen, daß jedenfalls die Ansicht, daß das deutsche 
Volk als Wirkungs- und Handlungseinheit fortbesteht, 
allgemein anerkannt wird.

Auch die weitere Frage nach der Notwendigkeit der 
Schaffung eines Trägers der staatlichen Souveränität 
wird von Steiniger mit Recht bejaht. Wenn heute 
vielfach eine Beseitigung der nationalen Souveränität 
gefordert wird als Voraussetzung für die Schaffung 
eines Weltstaates, so läßt sich hinter solchen Forde­
rungen leicht 'das Interesse bestimmter Großmächte 
erkennen, ihre Macht auf Kosten anderer Staaten zu 
erweitern. Voraussetzung eines echten Weltbundes 
und vielleicht späterhin Weltstaates ist, daß sich zu­
nächst einmal selbständige, autonome, souveräne 
Volkspersönlichkeiten entwickeln, und daß zwischen 
ihpen eine gewisse demokratische Homogenität her­
gestellt wird. Handlungsfähigkeit und Rechtspersön­
lichkeit der demokratischen Nation, d. h. das Recht 
auf nationale Selbstbestimmung, sind die Voraus­
setzung einer echten Völkergemeinschaft. Die von 
Steiniger hierzu vorgelegte These lautet:

„Die Selbstorganisation aller souveränen Nationen 
zu staatlichen Verbänden als Teilhaber der Völker­
rechtsgemeinschaft ist die Grundlage des Völker­
rechts seit seinem Bestehen und sichert allein die 
Möglichkeiten seiner Fortexistenz und damit zu 
ihrem Teil den Völkerfrieden.“

Der demokratischen Auffassung entspricht es, daß 
das V o l k  T r ä g e r  d e r  n a t i o n a l e n  S e l b s t ­
o r g a n i s a t i o n ,  Träger des Staates ist. Das Volk, 
d. h. jeder einzelne, jeder handlungsfähige Mensch
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einer Nation. Ihre Gesamtheit bildet die konsti­
tuierende Gewalt. Die demokratische Organisation des 
Volkswillens ist umso vollkommener, je mehr jeder 
einzelne die Beschränkungen, die die Gemeinschaft 
dem einzelnen auferlegt, selbst mitbestimmt. Von be­
sonderem Interesse sind die Bemerkungen Steinigers, 
daß das B l o c k s y s t e m  der demokratischen Parteien 
nicht nur taktischen Erwägungen entspringt, sondern 
eine Weiterentwicklung demokratischer Regierungs­
formen darstellt, nämlich den Versuch, „den Schutz 
der Minderheit, dieses wesentliche demokratische Pro­
blem, so weit zu treiben, daß man die Minderheit 
nicht nur opponieren läßt, sondern sie bei Wahrung 
ihrer Selbständigkeit mitregieren läßt“, eine Rege­
lung, die Steiniger als die „fortschrittlichste Organi­
sationsform der Demokratie* bezeichnet. Durch das 
Blocksystem wird, wie er darlegt, eine potentielle Ein­
stimmigkeit der Entscheidungen des nationalen Souve­
ränitätsträgers erreicht, soweit das in einer nicht­
homogenen Gesellschaft überhaupt möglich ist. Diese 
Gedankengänge, die bereits in das Gebiet des Ver­
fassungsrechts oder doch der Verfassungspolitik ge­
hören, sollten von Steiniger näher entwickelt werden.

Am Schluß seines Referates behandelt Steiniger die 
Frage nach der R e c h t s -  u n d  H a n d l u n g s ­
f ä h i g k e i t  d e s  d e u t s c h e n  V o l k e s  in seiner 
heutigen konkreten Lage, die Frage nach dem Rechts­
anspruch des fortexistierenden deutschen Volkes auf 
demokratische Selbstorganisation seines staatlichen 
Lebens und seiner Verfassung. Aus der Feststellung 
der Alliierten über das Kontrollverfahren in Deutsch­
land vom 5. Juni 1945, ebenso wie aus dem von Stei­
niger angezogenen Bericht über die Krimkonferenz 
vom Februar 1945 ergibt sich ganz eindeutig, daß 
Deutschland nach Durchführung der Entnazifizierung, 
Entmilitarisierung und Demokratisierung und Siche­
rung der Wiedergutmachung wieder Mitglied der 
Völkerrechtsgemeinschaft, daß es staats- und völker­
rechtlich handlungsfähig sein soll.

Die Rechtsfähigkeit besteht zur Zeit. Dies hat auch 
die Entschließung der deutschen Völkerrechtslehrer 
auf der ersten Hamburger Tagung vom 16./17. April 
1947 festgestellt. Die Handlungsfähigkeit dagegen ist 
nur soweit vorhanden, als sie von den alliierten Be­
satzungsmächten anerkannt wird. Sie muß erst wieder 
erworben werden. Ihr Erwerb ist abhängig von der 
Erfüllung der oben erwähnten Bedingungen. Aber der 
Rechtsanspruch auf diesen Erwerb ist unter jenen 
Bedingungen von den Alliierten garantiert worden. 
Wenn die gesamte Nation noch nicht handeln kann, 
so müssen es jene Teile tun, denen von der Be­
satzungsmacht die Möglichkeit gegeben ist.

Der Deutsche Volksrat handelt, von der gesamt­
deutschen Situation her gesehen, wie Steiniger aus­
führt, in einer Art Verfassungsnotstand, im Wege der 
Selbsthilfe. Er handelt, ähnlich wie jene 51 deutschen 
Demokraten, die 1848 in Heidelberg das Vorparlament 
nach Frankfurt beriefen, legitimiert von der histo­
rischen Gesetzlichkeit.

Kann hiernach kein Zweifel sein, daß das deutsche 
Volk nicht nur die Pflicht, sondern einen Rechts­
anspruch darauf hat, sich neu zu konstituieren, so 
besteht erst recht die Verpflichtung, über Wege und 
Ziele dieser Konstituierung Klarheit zu schaffen. Da­
bei müssen die Erfahrungen berücksichtigt werden, die 
aus dem unglückseligen Ablauf der deutschen Ge­
schichte zu ziehen sind. Das bedeutet eine grund­
sätzliche Auseinandersetzung mit der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung und gleichzeitig 
eine Überprüfung der Prinzipien der Staats- und 
Rechtslehre und der Ergebnisse der bisherigen Ver­
fassungsgeschichte. Hiermit befaßt sich das Referat 
von Dr. Karl P o l a k  über „Das Verfassungsproblem 
in der geschichtlichen Entwicklung Deutschlands“. 
Polak faßt dabei in übersichtlicher Darstellung noch 
einmal die Ergebnisse einer Reihe anderer Arbeiten 
zusammen. Es ist sein besonderes Verdienst, die über­
kommene bürgerliche Staats- und Rechtslehre vom 
konsequent demokratischen Standpunkt aus kritisch 
beleuchtet und dadurch die Grundlagen gegeben zu 
haben für eine neue Verfassungskonzeption der 
realen Demokratie, die den Fortschritt der wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung berücksich-
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